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Mit  dem  1.  Januar  1894  trat  zum  Schutz  des  geistigen  Eigen- 
tums in  Norwegen  ein  Gesetz  in  Kraft  — wir  meinen  dasjenige 
vom  4.  Juli  1893  über  die  Rechte  der  Autoren  und  Künstler  — , 
welches  weniger  neue  oder  besondere  Bestimmungen  in  dieser  Materie 
brachte,  als  vielmehr  eine  Kodifikation  zweier  schon  bestehender 
Gesetze,  eine.  Zusammenziehung  beider  in  eines  darstellt.  Denn  nach 
Aufhebung  der  Yerordnung  vom  7.  Januar  1741,  die  in  Norwegen 
auch  nach  seiner  Trennung  von  Dänemark  im  Jahre  1814  weiter 
in  Geltung  geblieben  war  und  nach  Abschaffung  des  unter  dem 
12.  Oktober  1857  erlassenen  Gesetzes  über  das  Eigentumsrecht  der 
Künstler,  kommen  mit  Bezug  auf  den  Schutz  des  geistigen  Eigentums 
bis  zu  dem  oben  angegebenen  Zeitpunkte  (1.  Januar  1894)  nach- 
stehende Gesetze  als  in  Kraft  befindlich  in  Frage:  1.  Das  Gesetz  vom 
8.  Juni  1876  über  den  Schutz  des  sogenannten  literarischen  Besitz- 
rechtes; 2.  Das  Gesetz  vom  12.  Mai  1877  über  den  Schutz  des 
Besitzrechtes  der  Künstler;  3.  Das  Gesetz  vom  gleichen  Datum  über 
den  Schutz  der  Photographieen ; und  4.  Das  Gesetz  vom  20.  Juni  1882 
betreffend  die  Einführung  eines  Editionsregisters  und  die  Verpflichtung 
zur  Ablieferung  der  Druckexemplare  an  die  Universitätsbibliothek. 
Während  nun  die  beiden  zuletzt  genannten  Gesetze  noch  in  Geltung 
sind,  fasste  man,  wie  schon  oben  angedeutet,  die  beiden  ersteren 
in  ein  Gesetz,  dasjenige  vom  4.  Juli  1893,  zusammen,  das  im 
Wesentlichen  die  Hauptbestimmungen  beider,,  wenn  auch  textlich 
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geändert,  übernahm,  aber  mit  grösserer  Klarheit  und  Präzision  zum 
Ausdruck  brachte. 

In  seinem  Teil  I behandelt  es  in  24  Paragraphen  — das 
entsprechende  Gesetz  vom  8.  Juni  1876  umfasste  48  Paragraphen 
— das  Recht  der  Autoren  an  ihren  literarischen  Erzeugnissen, 
ordnet  im  Teil  II  in  10  Paragraphen  — das  entsprechende  Gesetz 
vom  12.  Mai  1877  hat  deren  18  — das  Recht  der  Künstler  an 
ihren  Werken  und  schliesst  in  Teil  III  mit  5 Paragraphen  all- 
gemeiner Bestimmungen.  Doch  wenden  wir  uns  dem  materiellen 
Inhalt  der  einzelnen  Teile  nunmehr  eingehender  zu. 

I. 

Das  Autorrecht  bei  literarischen  Werken, 

a)  Beginn,  Ausdehnung  und  Gegenstand  des  Urheberrechtes. 

Zunächst  steht  dem  Autor  das  alleinige  Recht  zu  seine  lite- 
rarischen Erzeugnisse  durch  handschriftliche  Vervielfältigung  oder 
auf  dem  Wege  mechanischer  bezw.  chemischer  Reproduktion,  in 
dramatischer  bezw.  mimischer  Vorführung,  rezitativ  oder  sonstwie 
sprachlich  zu  veröffentlichen.  Ist  jedoch  ein  Werk  der  Öffentlich- 
keit bereits  übergeben,  so  ist  die  öffentliche  Vorlesung  oder 
Rezitation  desselben  gestattet , sofern  letztere  nicht  etwa  den 
Charakter  einer  dramatischen  Vorstellung  an  nimmt  oder  der  Ver- 
fasser auf  dem  Titelblatt  bezw.  am  Anfang  seines  Werkes  hier- 
gegen besonders  Verwahrung  eingelegt  hat.  In  gleicher  Weise 
steht  dem  Verfasser  das  ausschliessliche  Recht  der  Veröffent- 
lichung in  irgend  welcher  Weise  zu  1.  für  gesprochene  Vor- 
träge; 2.  für  musikalische  Kompositionen;  doch  auch  hier  ist  die 
öffentliche  Aufführung,  sofern  es  sich  um  eine  schon  veröffentlichte 
Komposition  handelt  und  die  Aufführung  keine  dramatische  ist, 
gestattet,  falls  der  Verfasser  sich  auf  dem  Titel  oder  am  Anfang 
des  Werkes  dieselbe  nicht  besonders  verbeten  hat;  3.  endlich  für 
mathematische,  geographische,  tachographische,  naturgeschichtliche 
und  dergl.  Zeichnungen,  ebenso  wie  für  graphische  und  plastische 
Darstellungen,  sofern  sie  ihren  charakteristischen  ]V(prkmalen  nach 
nicht  als  Kunstwerke  angesehen  werden  können.  Den  Herausgebern 
von  Zeitungen  und  anderen  periodischen  Veröffentlichungen  bezw. 
Werken,  die  sich  aus  den  unabhängigen  Arbeiten  verschiedener 


3 


Verfasser  und  Autoren  zusammensetzen,  stellt  das  gleiche  aus- 
schliessliche Recht  der  Veröffentlichung  des  Gesamtwerkes  zu,  wie 
jedem  einzelnen  der  Autoren  für  sein  Erzeugnis.  Ohne  Zustimmung 
der  im  Besitze  des  bezüglichen  Autorrechtes  befindlichen  Person 
darf  keine  Übersetzung  eines  Werkes  in  einem  andern  Dialekt  der 
gleichen  Sprache  (d.  h.  derjenigen,  in  welcher  es  im  Original  ge- 
schrieben bezw.  erschienen  ist)  oder  umgekehrt  veröffentlicht  werden. 
Besonders  zu  beachten  ist  hierbei,  dass  das  Gesetz  unter  diesem 
Gesichtspunkte  das  Norwegische,  Dänische  und  Schwedische  nur 
als  Dialekte  ein  und  derselben  Sprache  betrachtet.  Erscheint  ein 
Werk  sofort  in  mehreren  Sprachen  oder  doch  wenigstens  innerhalb 
eines  Jahres,  so  darf  eine  Übersetzung  in  eine  dieser  Sprachen  ohne 
besondere  Einwilligung  des  Inhabers  des  Autorrechtes  nicht  mehr 
veröffentlicht  werden.  Ebenso  darf  ohne  die  Zustimmung  des 
letzteren  auch  in  keinem  andern  Falle  während  des  Zeitraumes  von 
10  Jahren  nach  Ablauf  des  Jahres  des  ersten  Erscheinens  eines 
Originalwerkes  eine  Übersetzung  desselben  veröffentlicht  werden. 
Grade  in  der  genauen  Bestimmung,  dass  diese  präklusivische  Frist 
mit  Schluss  des  Jahres,  in  welchem  ein  Werk  erschienen  ist,  zu 
zählen  beginnt,  liegt  den  Gesetzen  vom  8.  Juni  1876  und  12.  Mai 
1877  gegenüber  ein  nicht  zu  verkennender  Vorteil  und  Fortschritt. 
In  letzteren  nämlich  fehlt  diese  präzisierende  Festlegung  des  Be- 
ginnes der  Frist,  ein  Umstand,  der  zu  mancherlei  Unzuträglichkeiten, 
Irrtümern  und  Prozessen  Anlass  geben  musste.  Für  diejenigen 
Werke,  die  in  Lieferungen  erscheinen,  beginnt  die  Frist  von  einem 
bezw.  zehn  Jahren  mit  der  Ausgabe  der  letzten  Original-Lieferung. 
Besteht  jedoch  ein  Werk  aus  mehreren  in  Zwischenräumen  er- 
scheinenden Bänden,  so  wird  hinsichtlich  dieser  Fristen  jeder 
Band  als  besonderes  Werk  für  sich  betrachtet;  dasselbe  gilt  für 
die  von  literarischen  oder  gelehrten  Gesellschaften  oder  Einzelnen 
herausgegebenen  Berichte  oder  Hefte.  Der  rechtmässige  Über- 
setzer  eines  Werkes  geniesst  für  seine  Übersetzung  das  gleiche 
Recht  wie  der  Autor  für  sein  Originalwerk.  Haben  sich  mehrere 
Verfasser  derart  an  einem  Werke  beteiligt,  dass  die  Beiträge  der 
einzelnen  von  ihnen  nicht  bestimmte  Teile  des  Werkes  ausmachen, 
so  ist  für  die  erste  Veröffentlichung  desselben  die  Genehmigung 
jedes  einzelnen  Autors  notwendig.  Dasselbe  gilt  für  den  Fall,  dass 
ein  solches  Werk  mehrerer  Verfasser  in  anderer  Weise  veröffentlicht 
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werden  soll,  d.  h.  also  durch  Aufführung  statt  durch  Druck  oder 
vice  versa.  Ist  das  Autorrecht  für  ein  Werk  durch  Erbfolge  auf 
mehrere  Personen  übergegangen , so  steht  das  Genehmigungsrecht 
für  die  vorstehend  angeführten  Veröffentlichungen  der  durch  Testa- 
ment hierzu  bestimmten  Person  zu.  Fehlt  es  an  einer  solchen 
Bestimmung  im  Testament,  so  fällt  dieses  Recht  der  Witwe  — 
falls  eben  eine  solche  vorhanden  und  nicht  etwa  Ehescheidung 
oder  Gütertrennung  vorliegt  — zu,  andernfalls  üben  es  alle  Erben 
gemeinschaftlich  aus,  und  zwar  ist  dann  stets  Einstimmigkeit  der- 
selben notwendig.  Ähnliches  gilt  für  Werke,  an  denen  mehrere 
Verfasser  beteiligt  sind.  Ist  die  Publikationsbefugnis  durch  frei- 
willige oder  Zwangs-Cession  auf  mehrere  Personen  zusammen  über- 
gegangen, so  kann  jede  einzelne  derselben  die  Veröffentlichung  des 
Werkes  fordern.  Können  dieselben  sich  über  die  Art  oder  die 
Bedingungen  der  Veröffentlichung  nicht  einigen,  so  kann  jede  von 
ihnen  die  Entscheidung  des  Gerichts  (Byret)  in  Christiania  an- 
rufen.  Der  aus  der  Veröffentlichung  erzielte  Gewinn  wird  unter 
die  Rechtsinhaber  in  Gemässheit  ihrer  bezüglichen  Ansprüche  ge- 
teilt. Besteht  unter  den  Verfassern  eines  Werkes  kein  Abkommen, 
in  welchem  Masse  ein  jeder  von  ihnen  an  dem  Autorrecht  beteiligt 
sein  solle,  so  geht  der  Gewinn  in  gleiche  Teile.  Vorstehende  Be- 
stimmungen gelten  in  gleicher  Weise  für  musikalisch- dramatische 
Werke  und  Musikwerke  mit  Text,  sofern  es  sich  um  die  Darstellung, 
Aufführung  oder  Veröffentlichung  des  Textes  und  der  Musik  handelt, 
während  der  Verfasser  des  Textes  und  der  Komponist  das  Recht 
der  Veröffentlichung  für  sein  Werk  allein  — also  ohne  Text  oder 
ohne  Musik  — selbständig  ausübt.  Gegenstand  des  Urheberrechtes 
sind  nie:  die  Gesetze,  Verwaltungs-Erlasse,  Gerichtsentscheidungen 
und  dergl.  öffentliche  Urkunden  etc.  Dasselbe  ist  der  Fall  bei 
den  Beratungen  der  konstitutionellen  Körperschaften , Munizipal- 
räten, Kirchen behörden,  bei  den  vor  Gericht  gehaltenen  Reden  und 
anderen  in  öffentlicher  Beratung  vorgetragenen  politischen  Inhalts. 

b)  Cession  des  Autor-Rechtes. 

Jeder  Autor  kann  sein  Recht  zur  Veröffentlichung  seines  Werkes 
im  Ganzen  • oder  teilweise  an  einen  Dritten  abtreten.  Doch  darf 
Letzterer  die  Veröffentlichung  nur  in  der  vom  Verfasser  ausbe- 
dungenen Art  vornehmen,  d.  h.  hat  der  Autor  das  Recht  auf  Druck- 
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legung  cediert,  so  darf  der  Ersteher  das  Werk  nicht  etwa  z.  B.  auch 
aufführen  oder  in  Übersetzung  erscheinen  lassen.  Das  Recht  hierzu 
verbleibt  dem  Verfasser,  falls  es  nicht  eben  in  die  Cession  aus- 
drücklich eingeschlossen  ist.  Auch  darf  der  Erwerber  des ' Ver- 
öffentlichungsrechtes ohne  Genehmigung  des  Verfassers  keinerlei 
Änderung  des  Werkes  vornehmen.  Ist  in  der  Cession  nichts  Gegen- 
teiliges ausgemacht,  so  darf  der  Herausgeber  nur  eine  einmalige 
Auflage  von  nicht  mehr  als  1000  Exemplaren  erscheinen  lassen. 
Bevor  diese  vergriffen  ist,  darf  seinerseits  der  Autor  wiederum 
keine  neue  veranlassen.  Mit  der  Cession  des  Rechtes  zur  Auf- 
führung eines  dramatischen  oder  mimischen  Werkes,  oder  eines 
Musikdramas  bezw.  einer  reinen  Musik-Komposition  ist  — voraus- 
gesetzt, dass  nicht  ausdrücklich  etwas  anderes  in  der  betreffenden 
Cession  bestimmt  ist  — auch  implicite  das  Recht  für  den  Ersteher 
verbunden,  das  betreffende  Werk  überall  und,  so  oft  er  nur  will, 
aufzuführen;  jedoch  darf  er  dieses  Recht  nicht  weiter  cedieren. 
Wohl  aber  kann  der  Autor  trotz  einer  solchen  Cession,  wenn  er 
sich  in  derselben  nicht  dieses  Rechtes  ausdrücklich  begeben  hat, 
sein  Werk  sowohl  nebenher  selbst  zur  Aufführung  bringen,  als 
auch  gleiche  Cessionen  noch  an  andere  Personen  vergeben.  Hat 
der  Verfasser  seine  Rechte  an  seinem  Werke  voll  und  ganz  an 
einen  Dritten  cediert,  derart,  dass  in  der  Cession  ausdrücklich  aus- 
bedungen ist,  dass  in  der  Cessionszeit  der  Verfasser  weder  selbst 
das  betreffende  Werk  aufführen  lassen  oder  noch  ausserdem  an 
andere  cedieren  darf,  so  wird  die  letztere  Bestimmung  hinfällig, 
sobald  der  Erwerber  der  Cession  die  Aufführung  nicht  innerhalb 
der  nächsten  fünf  Jahre  nach  Abschluss  derselben  veranlasst.  Beim 
Tode  des  Autors  treten  die  allgemeinen  Successionsbestimmungen 
auch  für  das  Urheberrecht  in  Geltung.  Doch  kann,  der  Ver- 
fasser hinsichtlich  der  noch  nicht  veröffentlichten  Werke  die 
testamentarische  Bestimmung  treffen,  dass  dieselben  vor  Ablauf 
einer  gewissen  Zeit  nach  seinem  Ableben  nicht  veröffentlicht  werden 
dürfen,  nur  darf  dieser  Zeitraum  50  Jahre  nicht  überschreiten  und 
muss  ein  Testamentsvollstrecker  namentlich  benannt  sein.  Hierbei 
finden  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  12.  Oktober  1857 
über  abwesende  und  verschollene  Personen  sinngemässe  Anwendung. 
Ist  ein  Werk  aus  der  Mitarbeiterschaft  mehrerer  Verfasser  derart 
hervorgegangen,  dass  dieselben  nicht  einzelne  getrennte  Beiträge 
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geliefert  haben,  und  stirbt  einer  derselben  ohne  Erben  zu  hinter- 
lassen oder  seine  Anrechte  an  einen  Dritten  abgetreten  zu  haben, 
so  geht  — abgesehen  eben  von  den  Rechten  etwaiger  Gläubiger 

— der  ihm  bisher  zugestandene  Anteil  auf  seine  Mitarbeiter  bezw. 
deren  Erben  oder  Rechtsnachfolger  über.  Hat  nach  dem  Tode 
eines  Autors  niemand  Ansprüche  an  seine  Werke,  so  fallen  die- 
selben in  öffentlichen  Besitz.  Solange  ein  Werk  weder  durch 
Edition  noch  Aufführung  veröffentlicht  ist,  haben  die  etwaigen 
Gläubiger  des  Verfassers  ebensowenig  wie  diejenigen  seiner  Erben 
irgend  welche  gesetzlichen  Ansprüche  auf  die  bezüglichen  Manu- 
skripte. Aber  auch  wenn  ein  solches  Werk  schon  veröffentlicht  ist, 
können  die  Gläubiger  bei  Lebzeiten  des  Verfassers  keine  neue 
Edition  desselben  auf  gerichtlichem  Wege  erlangen;  erst  beim  Tode 
des  Autors  fällt  dies  Recht,  eine  solche  neue  Edition  vorzunehmen, 
ebenso  wie  jedes  andere  Besitztum  der  Erbschaftsmasse  zu. 

c)  Verletzung  des  Urheberrechtes. 

Eine  Verletzung  des  Urheberrechtes  liegt  nicht  nur  in  der 
unveränderten  Reproduktion  eines  Werkes,  sondern  gilt  auch  als 
begangen,  wenn  durch  Abkürzungen,  Zufügungen  oder  Umarbeitung 

— wozu  auch  die  Dramatisierung  oder  Anpassung  des  Werkes  an 
ein  anderes  literarisches  oder  Kunst-Genre  gehört  — ein  seinem 
Wesen  nach  neues  Originalwerk  entstanden  ist.  Jedoch  ist  es 
gestattet  — allerdings  immer  nur  unter  genauer  Quellenangabe  — : 

1.  einzelne  Teile  eines  bereits  veröffentlichten  Werkes  in  ein  seinem 
Gesamtinhalt  nach  als  Original  anzusehendes  Werk  einzurücken; 

2.  oder  dieselben  nach  Verlauf  von  10  Jahren,  — von  Schluss 
desjenigen  Jahres  an  wiederum  gerechnet,  in  welchem  das  benutzte 
Werk  zum  ersten  Male  erschien,  — in  zum  Gebrauch  vön  Kirchen 
und  Schulen  oder  zu  allgemeiner  Belehrung  bestimmte  Sammlungen 
verschiedener  Autoren  oder  Komponisten  aufzunehmen;  3.  einzelne 
kurze  Teile  poetischer  Erzeugnisse,  sofern  dieselben  schon  gedruckt 
vorliegen,  als  Text  zu  musikalischen  Kompositionen  oder  auf  Konzert- 
programmen nachzudrucken  oder  dieselben  als  Text  zur  öffentlichen 
Aufführung  musikalischer  Kompositionen  zu  verwenden ; 4.  in 
geringer  Ausdehnung  einzelne  Teile  von  Werken  — seien  es  nun 
solche  der  Poesie  oder  Prosa,  wenn  sie  nur  schon  gedruckt  vor- 
liegen, und  zwar  muss  letzteres  mindestens  2 Jahre  der  Fall  sein 
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— als  erklärenden  Text  zu  Kunstblättern  nach  zudrucken.  Ist  die 
Wiedergabe  nicht  ausdrücklich  verboten,  so  gilt  sie  für  einzelne 
Zeitungs-  pp.  Artikel  und  Nachrichten  unter  Quellenangabe  als 
gestattet.  Die  Strafbestimmungen  für  begangene  Verletzungen  des 
Autorrechtes  sind  teilweise  strenger  in  gegenwärtigem  Gesetze 
als  früher.  Wir  wollen  nur  einige  allgemeine  kurz  besprechen. 
Alle  unter  Verstoss  gegen  unser  Gesetz  hergestellten  Exemplare 
eines  Werkes  werden  natürlich  konfisziert  und  vernichtet,  ist  es 
angängig,  nur  derjenige  Teil  des  inkriminierten  Werkes,  der  das 
Plagiat  darstellt.  Dasselbe  Schicksal  oder  zum  mindesten  Unbrauch- 
barmachung trifft  die  hierbei  verwandten  Steine,  Platten,  Formen 
und  sonstigen  Werkzeuge.  Dem  durch  den  begangenen  Nachdruck 
geschädigten  Teil  steht  jedoch  das  Recht  zu  gegen  Erstattung  des 
Fabrikations  wertes  die  Auslieferung  der  beschlagnahmten  Gegen- 
stände zu  beanspruchen.  Dasselbe  gilt  für  die  zur  unerlaubten 
öffentlichen  Aufführung  dramatischer,  musikalischer  oder  dramatisch- 
musikalischer Werke  benutzten  Kopieen  und  sonstigen  Requisiten. 
Ist  der  Verstoss  gegen  das  Recht  des  Autors  nachgewiesenermassen 
in  gutem  Glauben  geschehen,  so  kann  die  Herausgabe  und  Ver- 
nichtung der  zu  Unrecht  hergestellten  Exemplare  und  hierzu  be- 
nutzten Steine,  Platten  pp.  nicht  verlangt  werden,  wenn  ihr  Besitzer 
dieselben  bis  zum  Erlöschen  des  Rechtes  des  Verfassers  in  Sequester 
giebt.  Wer  ein  Werk  — absichtlich  oder  nicht  — unter  Ver- 
letzung dieses  Gesetzes  nachdruckt  oder  ein  zu  Unrecht  im  Aus- 
lande hergestelltes  in  Norwegen  einführt,  wird  ebenso  wie  derjenige, 
der  ein  solches  Werk  wissentlich  verkauft,  verteilt  oder  verpachtet, 
mit  einer  Geldstrafe  von  100  bis  2000  Kronen  bestraft,  sofern  er 
nicht  eine  höhere  Strafe  verwirkt  hat.  Für  den  Verkäufer,  Verteiler 
oder  Verleiher  eines  von  einem  Dritten  nachgedruckten  oder  einge- 
führten Werkes  kann  diese  Strafe  allerdings  auf  20  Kronen  herab- 
gesetzt werden.  Die  unrechtmässige  Aufführung  dramatischer  pp. 
Werke  wird  mit  einer  Geldstrafe  von  20  bis  500  Kronen  geahndet. 
In  jedem  Fall  hat  der  Schuldige  ausser  der  verwirkten  Strafe  den 
Autor  bezw.  Inhaber  des  Autorrechtes  schadlos  zu  halten,  in  dem 
Falle  jedoch,  dass  der  Verstoss  bona  fide  begangen  wurde,  nur  den 
wirklich  erzielten  Gewinn  dem  geschädigten  Teile  herauszugeben. 
Der  Nachdruck  von  Zeitungsartikeln  pp.  ohne  Quellenangabe  wild 
übrigens  nur  mit  2 bis  100  Kronen  bestraft,  ohne  dass  von  irgend 


welcher  Konfiskation  oder  Schadloshaltung  noch  ausserdem  die 
Rede  ist. 

d)  Das  Erlöschen  des  Autorrechtes. 

Das  Autorrecht  steht  dem  Verfasser  für  die  ganze  Dauer  seines 
Lebens  zu  und  erlischt  erst  50  Jahre  nach  Ablauf  seines  Todes- 
jahres. Bei  mehreren  Verfassern  eines  Werkes  zählt  diese  Frist 
vom  Tode  des  letzten  die  anderen  Überlebenden  an,  falls  sie  eben 
nicht  etwa  besondere  bestimmte  Teile  des  Werkes  geliefert  haben. 
War  das  Werk  jedoch  schon  veröffentlicht,  so  kommen  nur  die- 
jenigen Verfasser  in  Betracht,  deren  Namen  auf  der  Veröffentlichung 
angegeben  sind.  Anonym  oder  pseudonym  erscheinende  Werke, 
ebenso  diejenigen,  für  welche  das  Autorenrecht  wissenschaftlichen 
Instituten  oder  Gesellschaften  gehört,  sind  gegen  ungesetzliche  Re- 
produktion nur  für  50  Jahre  nach  Ablauf  des  Jahres  ihres  ersten 
Erscheinens  geschützt.  Für  anonyme  und  pseudonyme  Werke  wird 
das  volle  Autorenrecht  erworben,  wenn  der  Verfasser  vor  Ablauf 
eben  genannter  50  Jahre  entweder  sich  selbst  nennt,  oder  der  zu 
einer  neuen  Auflage  Berechtigte  denselben  auf  der  neuen  Edition 
namhaft  macht,  bezw.  ihn  in  der  für  gesetzliche  Bekanntmachungen 
vorgeschriebenen  Formen  bekannt  giebt. 

II. 

Das  Autorrecht  bei  Kunstwerken. 

Jedem  Künstler  — um  zu  dem  zweiten  Teil  unseres  Gesetzes 
überzugehen  — steht  das  ausschliessliche  Recht  zu  Reproduktionen 
seines  Original-Kunstwerkes  oder  einzelner  Teile  desselben  zu  ver- 
kaufen oder  zu  veröffentlichen,  selbst  wenn  hierzu  künstlerische 
Fertigkeit  erforderlich  oder  die  Mechanik  oder  Chemie  heranzu- 
ziehen ist.  Ebensowenig  dürfen  ohne  Genehmigung  des  beteiligten 
Künstlers  seine  Zeichnungen,  Modelle  etc.  — sei  es  nun  im  Original 
oder  Kopien  desselben  — zu  Werken  der  Architektur  benutzt  werden. 
Wer  jedoch  erlaubter  Weise  ein  Originalkunstwerk  in  einer  anderen 
Kunstform  oder  Gattung  darstellt,  hat  daran  das  gleiche  Urheberrecht 
wie  an  einem  Original.  Hinsichtlich  derjenigen  Werke,  an  welchen 
mehrere  Künstler  zusammen  gearbeitet  haben,  gilt  für  das  Anrecht 
der  Autoren  das  Gleiche  wie  für  die  oben  angeführten  analogen  Fälle 
des  Autorrechtes  an  literarischen  Werken.  Auch  der  Künstler  kann 
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die  ihm  zustehenden  Rechte  an  seinen  Werken  ganz  oder  teilweise 
an  Dritte  abtreten.  Beim  Fehlen  gegenteiliger  Bestimmungen  schliesst 
jedoch  die  Cession  des  Kunstwerkes  selbst  das  Recht,  Reproduktionen 
desselben  zu  veröffentlichen,  nicht  ein,  dieses  bleibt  dem  Künstler 
gewahrt.  Handelt  es  sich  jedoch  um  solche  Werke  der  Malerei  oder 
Skulptur,  die  im  Aufträge  Dritter  als  Porträts  oder  Büsten  her- 
gestellt  sind,  so  kann  das  Autorrecht  nur  mit  Zustimmung  des 
bezügl.  Auftraggebers  ausgeübt  werden.  Tritt  der  Künstler  das 
Recht  der  Reproduktion  eines  Originals  nur  für  bestimmte  Her- 
stellungsweisen ab,  so  sind  natürlich  andere  als  die  cedierten 
nicht  gestattet.  Stellt  ein  Künstler  sein  Werk  zum  Verkauf  oder 
öffentlich  zur  Schau,  so  können  etwaige  Gläubiger  das  Verkaufs- 
recht durch  gerichtliches  Urteil  bei  Lebzeiten  solange  nicht  erreichen, 
als  der  Künstler  die  Bestimmung  des  Werkes  für  die  Öffentlichkeit 
nicht  kund  gethan  hat.  Entstehen  zwischen  Erben  und  Gläubigern 
eines  verstorbenen  Künstlers  oder  unter  ersteren  gegenseitig  Streitig- 
keiten darüber,  welche  Werke,  Skizzen,  Studien  etc.  zum  Verkauf 
gebracht  werden  können,  so  kann  jede  der  streitenden  Parteien  dem 
Minister  für  Kultus  und  öffentlichen  Unterricht  die  Frage  zur  Ent- 
scheidung unterbreiten.  Im  übrigen  gelten  auch  hier  die  Bestim- 
mungen, die  für  das  Urheberrecht  an  literarischen  Werken  getroffen 
sind,  in  sinngemässer  Anwendung.  Die  Reproduktion  oder  Benutzung 
eines  einem  anderen  gehörenden  Kunstwerkes  wird  dadurch,  dass  sie 
in  andern  Massen  oder  Material  ausgeführt  ist,  nicht  zu  einer  er- 
laubten, auch  nicht,  wenn  ihr  eine  zu  Recht  hergestellte  Reproduktion 
zum  Modell  diente,  sie  also  gewissermassen  eine  solche  zweiter  Hand 
ist,  oder  das  Original  nur  durch  unbedeutende  Änderungen,  Zufügungen 
oder  Weglassungen  umgestaltet  wurde,  ohne  dass  ein  seinem  Wesen 
nach  neues,  originales  Kunstwerk  dadurch  entstanden  wäre.  Es  ist 
jedoch  gestattet,  einzelne  Kunstwerke  in  Kunstkritiken  und  Geschichten 
durch  Abdruck  wiederzugeben,  allerdings  muss  dies  im  Text  und  nur 
zum  Zwecke  ihrer  Erklärung  und  Besprechung  geschehen  und  gleich- 
zeitig stets  der  Name  des  betreffenden  Künstlers  angegeben  werden. 
Verstösse  gegen  diese  letztere  Bestimmung  werden  mit  2 bis  100 
Kronen  Geldstrafe  geahndet.  Sowohl  hinsichtlich  der  Konfiskation, 
Vernichtung,  Schadloshaltung  etc.  in  Fällen  unerlaubter  Repro- 
duktionen von  Kunstwerken,  als  auch  hinsichtlich  der  Dauer  des 
Urheberrechtes  für  den  oder  die  Schöpfer  eines  Kunstwerkes  gilt 


dasselbe,  was  oben  von  uns  für  Werke  der  Literatur  ausgeführt 
wurde. 


III. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Eine  Verletzung  des  Autorenrechtes  wird  nur  auf  Antrag  des 
Geschädigten  verfolgt.  Für  anonym  oder  pseudonym  erschienene 
Werke  gilt,  wenn  nicht  der  Beweis  des  Gegenteils  geliefert  wird, 
der  auf  dem  Werke  namhaft  gemachte  Herausgeber  als  zur  Stellung 
des  Strafantrages  berechtigt.  Der  Antrag  auf  Verfolgung  des 
Schuldigen  muss  jedoch  in  einer  präklusivischen  Frist  von  einem 
bis  zu  3 Jahren  gestellt  werden  — je  nachdem  die  betreffenden 
Fälle  liegen  — von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  dem  der  Ge- 
schädigte Kenntnis  von  dem  Vergehen  erhielt.  Ausgeschlossen  von 
dieser  Bestimmung  bleibt  das  auf  Konfiskation  pp.  gerichtete  Ver- 
fahren, das  angestrengt  werden  kann,  solange  unrechtmässige 
Reproduktionen  bezw.  die  dazu  benutzten  Gegenstände  sich  noch 
im  Königreiche  vorfinden.  Das  vorstehende  Gesetz  gilt  sowohl  für 
alle  Werke  norwegischer  Unterthanen,  als  auch  für  die  von  einem 
norwegischen  Herausgeber  veröffentlichten  Werke  Fremder.  Unter 
Voraussetzung  der  Gegenseitigkeit  können  einzelne  oder  sämtliche 
Bestimmungen  des  Gesetzes  durch  Königliche  Order  auch  auf  die 
von  Ausländern  herrührenden  Werke  ausgedehnt  werden,  selbst  wenn 
dieselben  nicht  in  Norwegen  veröffentlicht  worden  sind. 

Wenn  nun  auch  — wie  wir  zum  Schluss  nochmals  hervor- 
heben wollen  — das  Gesetz  keine  besonderen  Neuerungen  einführt, 
sondern  nur  das  bestehende  gewissermassen  zusammenfasst,  so  ist 
doch  mit  demselben  so  manches  Hindernis,  das  bisher  dem  Eintritt 
Norwegens  in  die  Berner  Union  entgegenstand , beseitigt  worden 
und  wenn  der  Beitritt  bisher  auch  noch  nicht  wegen  der  Unlust 
Dänemarks,  der  Union  beizutreten,  ausgeführt  worden  ist,  so  ist 
doch  zu  hoffen,  dass  dies  in  absehbarer  Zeit  geschehen  wird. 


Druck  von  Albert  Koenig,  Guben. 
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